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— Drucksache V/823 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Klepsch 


L Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat das Änderungsgesetz 
in seiner 55. Sitzung am 14. September 1966 in erster 
Lesung behandelt und anschließend an den Vertei- 
digungsausschuß federführend, an den Innenaus- 
schuß mitberatend und an den Haushaltsausschuß 
gemäß § 96 GO überwiesen. 

Nach Vorliegen der Empfehlung des Innemaus- 
schusses und des Ausschusses für Arbeit hat der 
Verteidigungsausschuß den Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 20. Oktober 1966 beraten. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner Sitzung 
vom 8. Dezember 1966 den Gesetzentwurf auf An- 
trag des Vertreters des Rechtsausschusses an den 
Verteidigungsausschuß und zur Mitberatung an den 
Rechtsausschuß zurückverwiesen, weil im Rechts- 
ausschuß verfassungsrechtliche Bedenken gegen die 
damals vorliegende Fassung des Entwurfs aufge- 
kommen waren. 

Der Verteidigungsausschuß hat dann in seinen 
Sitzungen vom 8. März und vom 13. April 1967 
den Entwurf erneut beraten, nachdem der Rechts- 
ausschuß seine Empfehlungen und außerdem der 
Ausschuß für Gesundheitswesen eine gutachtliche 
Stellungnahme abgegeben hatte. 

11. Grundsätzliches 

Mit der Änderung des Wehrpflichtgesetzes sollen 
vor allem die gesetzlichen Grundlagen dafür ge- 
schaffen werden, daß 


— die Polizei um Amtshilfe ersucht werden kann, 
wenn Wehrpflichtige oder Dienstpflichtige ihrer 
Einberufung nicht nachkommen, und daß die 
Polizei dabei berechtigt ist, Wohnungen zu be- 
treten; 

— Spezialkräfte, die für die Einsatzfähigkeit und 
Operationsfreiheit der Streitkräfte wichtig sind, 
auf ihre vorgesehene Verwendung bereits in 
Friedenszeiten vorbereitet werden können; 

— alle Wehrpflichtige mit der Vollendung des 
25. Lebensjahres finanziell besser gestellt Wier- 
de n. 

Im Hinblick auf die bekannten Schwierigkeiten 
beim Polizeivollzugsdienst hat der Verteidigungs- 
ausschuß auf Empfehlung des Innenausschusses be- 
schlossen, dem Bundestag zu empfehlen, die Bun- 
desregierung zu ersuchen, die Frage einer längeren 
Dienstzeit bei Polizeivollzugsbeamten als Ersiatz für 
die Pflicht zum Grundwehrdienst zusammen mit der 
Erörterung, die Einführung einer Dienstpflicht für 
den Bundesgrenzschutz zu prüfen. 

Der Verteidigungsausschuß ist ferner der An- 
regung des Ausschusses für Gesundheitswesen ge- 
folgt, auf einen entsprechenden Beschluß des Bun- 
destages hinzuwirken, der die Bundesregierung 
auffordert, den Personalbedarf der zivilen Ver- 
teidigung an Ärzten durch eine Vereinbarung zwi- 
schen den beteiligten Ressorts (BMVtdg, BMI, 
BMGes) sicherzustellen. Der Vorschlag, eine ent- 
sprechende Verpflichtung der Bundesregierung in 
das Gesetz selbst aufzunehmen, schien dem Ver- 
teidigungsausschuß dagegen nicht durchführbar. 
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IIL Zu einzelnen Ausschußbeschlüssen 


Artikel I (Änderung des Wehrpflichtgesetzes) 


Nr. 1 (§ 21 Abs. 1) 

Das mit der Einfügung des Satzes 4 erstrebte Ziel 
wird durch Änderung des § 44 (Nr. 3 a) erreicht. 

Nr. 2 (§ 23 Abs. 5) 

Eine Änderung der Vorschrift erübrigt sich, da 
§ 44 für ungediente und gediente Wehrpflichtige 
gleichermaßen gilt. 

Nr. 3 (§ 23 Abs. 5) 

Die Änderung entsprechend dem Regierungsent- 
Wurf beseitigt eine rechtliche Unebenheit zwischen 
Wehrpflichtigen und Soldaten auf Zeit. Wie schon 
bisher der Soldat auf Zeit nach § 56 Abs. 2 des 
Soldatengesetzes, so verliert auch der Wehrpflich- 
tige seinen Dienstgrad, wenn er wegen schuldhafter 
Verletzung seiner Dienstpflichten nach § 29 Abs. 1 
Nr. 5 entlassen wird. Dadurch erübrigt sich ein 
Disziplinarverfahren zur Aberkennung des Dienst- 
grads. 

Nr. 3 a (§ 44) 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Bundeswehr 
nicht immer in der Lage ist, die nicht erscheinenden 
einberuf enen Wehrpflichtigen mit Feldjägern der 
entsprechenden Stelle zuzuführen. Die Polizei 
konnte bisher nach § 44 Abs. 2 nur dann um Vor- 
führung ersucht werden, wenn es sich um Erfassung, 
Musterung, Prüfung der Verfügbarkeit oder eine 
Aufforderung nach § 24 Abs. 6 Nr. 3 handelte. Dies 
ist nunmehr auch dann möglich, wenn ein Wehr- 
pflichtiger schuldhaft seiner Einberufung nicht Folge 
leistet. 

In allen Fällen der Vorführung und Zuführung 
muß die Polizei das Recht haben, die Wohnung des 
Wehrpflichtigen zu betreten. Für andere Wohnun- 
gen gilt dies jedoch nur dann, wenn sich der Wehr- 
pflichtige einem unmittelbar bevorstehenden Zu- 
griff der Polizei durch Betreten solcher Wohnungen 
und Räume entzieht. 

Durch diese Vorschrift wurde das Grundrecht der 
Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 GG) 
eingeschränkt. Eine weitergehende Einschränkung 
dieses Grundrechts, wie sie die Stellungnahme des 
Bundesrates mit Zustimmung der Bundesregierung 
vorsah, hielt der Ausschuß in Übereinstimmung mit 
dem Innenausschuß und dem Rechtsausschuß nicht 
für gerechtfertigt. 

Einen Eingriff in andere Wohnungen als die des 
Wehrpflichtigen hielt der Ausschuß — in beschränk- 
tem Umfang — deshalb für gerechtfertigt, weil das 
unmittelbare Nachfassen nach dem sich entziehen- 
den Wehrpflichtigen diesen vor der strafrechtlichen 


Verfolgung schützt und damit dem in Artikel 13 
Abs. 3 GG enthaltenen Grundsatz der Verhältnis- 
mäßigkeit Rechnung trägt. 

Nr. 4 (§ 49) 

Spezialkräfte, insbesondere Ärzte, konnten bisher, 
auch zur Einweisung in ihr vorgesehenes Arbeits- 
gebiet, erst im Spannungsfall einberufen werden. 
Es ist aber notwendig, diese Spezialisten schon in 
Friedenszeiten mit ihrer eventuellen Verwendung 
im Verteidigungsfall vertraut zu machen. 

Der Innenausschuß und der Verteidigungsaus- 
schuß halten es für dringlich, daß die Bundesminister 
der Verteidigung, des Innern und für Gesundheits- 
wesen alsbald eine verbindliche Vereinbarung über 
die Sicherstellung des Personalbedarfs der zivilen 
Verteidigung treffen. 

Nr. 5 (§ 50 Abs. 1 Nr. 6) 

Die Änderung entfällt, da § 23 nicht geändert 
wird. 

Nr. 6 (§ 51) 

Durch die Änderung wird der Vorschrift des 
Artikels 19 Abs. 1 GG Rechnung getragen. 


Artikel II (Änderung des Wehrsoldgesetzes) 

Nr. 1 (§ 2 Abs. 1 Satz 2) 

Diese auf Empfehlung des Innenausschusses auf- 
genommene Vorschrift soll die älteren Wehrpflich- 
tigen finanziell besser stellen. 

Nr. 2 (§ 7 Abs. 1) 

Der Wehrpflichtige erhält jetzt Ubungsgeld grund- 
sätzlich von der Vollendung des 25. Lebensjahres 
an. Diese Änderung ist vor allem deshalb notwendig 
weil, durch das Dritte Gesetz zur Änderung des 
Wehrpflichtgesetzes die Verpflichtung, vollen 
Grundwehrdienst zu leisten, für Sonderfälle mili- 
tärfachlicher Verwendung bis zum 32. Lebensjahr 
ausgedehnt wurde. 


Artikel III (Änderung des Arbeitsplatzschutz- 
gesetzes) 

Nr. 1 (§ 9) 

Um Absatz 1 übersichtlicher zu gestalten, wird 
die finanzielle Abfindung in einem besonderen 
Absatz 2 geregelt. 

Beamte und Richter, die Wehrdienst leisten, er- 
halten in jedem Falle mit der Vollendung des 
25. Lebensjahres die vollen Dienstbezüge. Dies be- 
deutet eine Anpassung an die entsprechenden Vor- 
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Schriften des § 1' Abs. 2 des Arbeitsplatzschutzge- 
setzes und des § 2 des Unterhaltssicherungsgesetzes. 


Artikel IV (Änderung des Gesetzes über den 
zivilen Ersatzdienst) 


Nr. 1 (§ 23 a) 

Die Polizei kann bei Dienstpflichtigen in dem- 
selben Umfange eingeschaltet werden wie bei Wehr- 
pflichtigen und erhält auch dieselben Befugnisse 
zum Betreten von Wohnungen. 


Artikel IV a (Einschränkung von Grundrechten) 

Der Artikel wird im Hinblick auf Artikel 19 
Abs. 1 GG aufgenommen. 


Bonn, den 27. April 1967 


Dr. Klepsch 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/823 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, 

die Frage einer längeren Dienstzeit bei Polizei- 
vollzugsheamten als Ersatz für die Pflicht zum 
Grundwehrdienst zusammen mit der Erörterung 
der Einführung einer Dienstpflicht für den Bun- 
desgrenzschutz zu prüfen. 

3. die Bundesregierung zu beauftragen, 

für eine Sicherstellung des Personalbedarfs der 
zivilen Verteidigung an Ärzten durch eine als- 
baldige verbindliche Vereinbarung der Bundes- 
minister der Verteidigung, des Innern und für 
Gesundheitswesen zu sorgen. 

Dem Deutschen Bundestag ist bis 1. Oktober 
1967 Bericht zu erstatten. 


Bonn, den 27. April 1967 


Der Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Dr. Klepsch 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

— Drucksache V/823 — 

mit den Beschlüssen des Verteidigungsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
tages das folgende Gesetz beschlossen: 

Ar t i k e 1 I 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 390) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. §21 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Polizeibehörde kann ersucht werden, Wehr- 
pflichtige, die ihrer Einberufung unentschuldigt 
nicht Folge leisten, der im Einberufungsbescheid 
bezeichneten Stelle zuzuführen." 

2. ln § 23 Abs. 1 wird hinter Satz 5 folgender Satz 
angefügt: 

„§ 21 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend." 

3. § 30 Abs. 1 Satz 2 wird folgender Halbsatz an- 
^ gefügt: 

dies gilt auch, wenn er wegen schuldhafter 
Verletzung seiner Dienstpflichten nach § 29 

Abs. 1 Nr. 5 entlassen wird." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
tages das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Wehrpflichtgesetzes 

Das Wehrpflichtgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 14. Mai 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 390) wird wie folgt geändert und ergänzt: 

Nummer 1 entfällt 


Nummer 2 entfällt 


3. unverändert 


3a. § 44 wird wie folgt geändert: 

♦ 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefaßt: 
„Zustellung, Vorführung und Zuführung". 

2. Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Polizei ist um Durchführung zu ersu- 
chen". 
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Entwurf 


4. § 49 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt; 

„(1) Männer, die wegen ihrer beruflichen Aus- 
bildung oder Tätigkeit im Verteidigungsfall für 
Aufgaben verwendet werden sollen, die der Her- 
stellung der Einsatzfähigkeit oder der Sicherung 
der Operationsfreiheit der Streitkräfte dienen, 
können nach Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres bis zum Ablauf des Jahres, in dem 
sie das sechzigste Lebensjahr vollenden, ohne 
Jahrgangsaufruf erfaßt und gemustert werden. 
§§ 13 13 a und 36 bleiben unberührt. Sie können 
nach Maßgabe dieses Gesetzes zu Wehrübungen 
einberufen werden, wenn die Bundesregierung 
feststellt, daß dies zu einer nach den Umständen 
gebotenen Herstellung der Einsatzfähigkeit oder 
zur Sicherung der Operationsfreiheit der Streit- 
kräfte notwendig ist. Auch ohne diese Feststel- 
lung können sie zu einer Wehrübung einberufen 
werden, die jedoch nur der Vorbereitung auf 
ihre vorgesehene Verwendung im Einzelfall die- 
nen darf; Mannschaften dürfen nur bis zum Ab- 
lauf des Jahres, in dem sie das fünfundvierzigste 
Lebensjahr vollenden, einberufen werden.“ 


5. § 50 Abs. 1 Nr. 6 wird wie folgt gefaßt: 

„6. über das Verfahren in den Fällen der §§ 22, 
23 Abs. 1 Satz 7 , des § 26 Abs. 6 und des 
§ 33 Abs. 7.\ 


Artikel II 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1051) wird wie folgt geändert und ergänzt; 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

3. Folgende Absätze werden angefügt: 

„(3) Die Polizei kann ersucht werden, Wehr- 
pflichtige, die ihrer Einberufung unentschul- 
digt nicht Folge leisten, dem nächsten Feld- 
jäger-Wachkommando zuzuführen. 

(4) Die Polizei ist befugt, zum Zwecke der 
Vorführung oder Zuführung die Wohnung 
und andere Räume des Wehrpflichtigen zu 
betreten und nach ihm zu suchen. Das gleiche 
gilt, außer zur Nachtzeit, für andere Woh- 
nungen und Räume, wenn sich der Wehr- 
pflichtige einem unmittelbar bevorstehenden 
Zugriff der Polizei durch Betreten soldier 
Wohnungen und Räume entzieht." 

4. § 49 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

♦ 

„(1) Wehrpflichtige, die wegen ihrer beruf- 
lichen Ausbildung oder Tätigkeit im Verteidi- 
gungsfall für Aufgaben verwendet werden sollen, 
die der Herstellung der Einsatzfähigkeit oder der 
Sicherung der Operationsfreiheit der Streitkräfte 
dienen, können nach Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres bis zum Ablauf des Jahres, in dem 
sie das sechzigste Lebensjahr vollenden, ohne 
Jahrgangsaufruf erfaßt und gemustert werden. 
Sie können nach Maßgabe dieses Gesetzes zu 
Wehrübungen einberufen werden, wenn die Bun- 
desregierung feststellt, daß dies zu einer nach 
den Umständen gebotenen Herstellung der Ein- 
satzfähigkeit oder zur Sicherung der Operations- 
freiheit der Streitkräfte notwendig ist. Auch ohne 
diese Feststellung können sie zu einer Wehr- 
übung einberufen werden, die jedoch nur der 
Vorbereitung auf ihre vorgesehene Verwendung 
im Einzelfall dienen darf; Mannschaften dürfen 
nur bis zum Ablauf des Jahres, in dem sie das 
fünfundvierzigste Lebensjahr vollenden, einbe- 
rufen werden. §§ 13, 13 a und 36 bleiben unbe- 
rührt.“ 

Nummer 5 entfällt 


6. In § 51 werden das Wort „und" durch ein 
^ Komma ersetzt und vor dem Wort „werden" 
die Worte „und der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes)" eingefügt. 

Artikel II 

Änderung des Wehrsoldgesetzes 

Das Wehrsoldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 28. August 1965 (Bundesgesetzbl. I 

S. 1051) wird wie folgt geändert und ergänzt; 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

1. § 2 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Soldaten, die Grundwehrdienst leisten und das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, er- 
halten nach Ablauf von zwölf Monaten die Sätze 
der gegenüber ihrem jeweiligen Dienstgrad 
nächsthöheren Wehrsoldgruppe." 


§ 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soldaten erhalten Übungsgeld 

a) bei einem Grundwehrdienst oder einer 
Wehrübung von der Vollendung des 
fünfundzwanzigsten Lebensjahres ab, 

b) bei einer Wehrübung vor Vollendung 
des fünfundzwanzigsten Lebensjahres, 
wenn sie schon insgesamt zwölf Monate 
Wehrdienst oder auf den Wehrdienst an- 
gerechneten Dienst geleistet haben, 

c) bei einem unbefristeten Wehrdienst im 
Verteidigungsfall. 

Das Ubungsgeld besteht aus dem Grundbetrag nach 
der als Anlage II beigefügten Tabelle und der Kin- 
derzulage nach Absatz 2." 

Artikel III 

Änderung des Arbeitsplatzschutzgesetzes 

Das Arbeitsplatzschutzgesetz vom 30. März 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 293), zuletzt geändert durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Wehrpflicht- 
gesetzes vom 26. März 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 162), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Wird ein Beamter oder Richter zum 
Grundwehrdienst oder zu einer Wehrübung 
einberufen, so ist er für die Dauer des Wehr- 
dienstes ohne Dienstbezüge oder Unterhalts- 
zuschuß oder nach Maßgabe des Absatzes 2 
mit Dienstbezügen oder Unterhaltszuschuß 
beurlaubt." 

b) Hinter Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Leistet der Beamte oder Richter 
Grundwehrdienst, so erhält er Dienstbezüge 
oder Unterhaltszuschuß, wenn er das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet hat. Lei- 
stet der Beamte oder Richter eine Wehr- 
übung, so gilt das gleiche, wenn er das fünf- 
undzwanzigste Lebensjahr vollendet oder 
zwölf Monate Wehrdienst geleistet hat." 

c) Die bisherigen Absätze 2 bis 7 werden Ab- 
sätze 3 bis 8. 


2. § 7 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Soldaten erhalten Ubungsgeld 

a) bei einem Grundwehrdienst oder 
einer Wehrübung von der Vollendung 
des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
ab, 

b) bei einer Wehrübung vor Vollendung 
des fünfundzwanzigsten Lebensjahres 
wenn sie schon insgesamt zwölf Mo- 
nate Wehrdienst oder auf den Wehr- 
dienst anrechenbaren Dienst geleistet 
haben, 

c) bei einem unbefristeten Wehrdienst 
im Verteidigungsfall. 

Das Übungsgeld besteht aus dem Grundbetrag 
nach der als Anlage II beigefügten Tabelle und 
der Kinderzulage nach Absatz 2." 


Artikel III 
unverändert 
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Entwurf 

2. In § 11 Abs. 2 ist statt auf § 9 Abs. 5 auf § 9 
Abs. 6 zu verweisen. 

Artikel IV 

Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 983), geändert durch das Ge- 
setz über das Zivilschutzkorps vom 12, August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 182), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 


In § 19 wird folgender Absbatz 5 eingefügt: 

„(5) Die Dienstpflichtigen haben sich entsprechend 
dem Einberufungsbescheid zum Ersatzdienst zu stel- 
len. Die Polizeibehörde kann ersucht werden, Dienst- 
pflichtige, die ihrer Einberufung unentschuldigt nicht 
Folge leisten, der im Einberufungsbescheid bezeich- 
neten Stelle zuzuführen." 

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Artikel IV 

Änderung des Gesetzes 
über den zivilen Ersatzdienst 

Das Gesetz über den zivilen Ersatzdienst in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Juli 1965 
(Bundesgesetzbl, I S. 983), zuletzt geändert durch 
das Dritte Gesetz zur Änderung und Ergänzung des 
Kriegsopferrechts vom 29. Dezember 1966 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 750) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt; 

entfällt 


1. Folgender § 23 a wird neu eingefügt: 

♦ 

„§ 23 a 
Zuführung 

Die Polizei kann ersucht werden, Dienstpflich- 
tige, die ihrer Einberufung unentschuldigt nicht 
Folge leisten, der im Einberufungsbescheid be- 
zeichneten Stelle zuzuführen. Sie ist befugt, zum 
Zwecke der Zuführung die Wohnung oder an- 
dere Räume des Dienstpflichtigen zu betreten 
und nach ihm zu suchen. Das gleiche gilt, außer 
zur Nachtzeit, für andere Wohnungen und 
Räume, wenn sich der Dienstpflichtige einem 
unmittelbar bevorstehenden Zugriff der Polizei 
durch Betreten solcher Wohnungen und Räume 
entzieht." 

2. § 80 erhält folgende Fassung: 

♦ 

.,§ 80 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrt- 
heit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), 
der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 
Abs. 1 des Grundgesetzes) und der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund- 
gesetzes) sowie das Petitionsrecht (Artikel 17 
des Grundgesetzes) werden nach Maßgabe die- 
ses Gesetzes eingeschränkt." 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel IV a 

Einschränkung von Grundrechten 

Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der 
Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des 
Grundgesetzes), der Freizügigkeit (Artikel 11 Abs. 1 
des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) werden 
nach Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 


Artikel V 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Artikel V 
unverändert 
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